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Alterssicherungspolitik 

09.07.2026 

Alterssicherungskommission:  
Blendwerk statt ehrlicher Reform 
 
  
 

 

  

Die Alterssicherungskommission der Bundesregierung akzeptiert höhere Beiträge für 

gute Rente. Sie schlägt höhere Altersgrenzen, ein stärker sinkendes Rentenniveau und eine 

Kapitalrente vor und hält ein Sicherungsziel von 70 Prozent für notwendig. Aber halten die 

Vorschläge, was die Alterssicherungskommission verspricht?  

 

Die Bundesregierung hat im Dezember 2025 eine Alterssicherungskommission (ASK) eingesetzt. 

Laut Koalitionsvertrag sollte diese lediglich eine neue Kenngröße für das Gesamtversorgungsniveau 
prüfen. Als Folge der von Unternehmensverbänden, einschlägigen Ökonom*innen und wirtschafts-

orientierten Teilen der Unionsfraktion heftig und mit vielen Falschbehauptungen geführten Debatte 

um das sogenannte Rentenpaket (Stabilisierung des Rentenniveaus bis 2031) wurde der Auftrag 
massiv ausgeweitet. Die Kommission sollte nun die Alterssicherung insgesamt auf den Prüfstand 

stellen, also nicht nur die gesetzliche Rente, sondern auch die Betriebsrente sowie die private 

Altersvorsorge.  

Bei der Lektüre des Berichts der Regierungskommission fällt auch gleich auf: Zur privaten Vorsorge 
haben sie sich trotz massiver Probleme nicht geäußert – das neu geschaffene Geschäftsmodell der 

Finanzindustrie wird nicht im Kontext der Alterssicherung bewertet. Auch zur Betriebsrente wird nur 

ein Sozialpartnerdialog vorgeschlagen. Damit bleibt die Kommission an diesen Baustellen weit 

hinter ihrem Auftrag zurück.  

Intensiv hat sie sich jedoch mit Kürzungsideen bei der gesetzlichen Rentenversicherung beschäftigt. 

Auch wenn es am Ende nicht so schlimm gekommen sein mag, wie von vielen befürchtet, zielen die 
Vorschläge systematisch und uneingeschränkt darauf ab, die gesetzliche Umlagerente deutlich 

stärker zu kürzen als ohnehin schon im Gesetz festgelegt. Damit verbunden sind massive 

Umverteilungseffekte zwischen den Geschlechtern, Personengruppen und den Generationen.  

Im Folgenden werden zentrale Änderungen kurz analysiert und eingeordnet.  

  

Sozialpolitik aktuell 
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Höhere Altersgrenzen und eine neue Altersrente 

Als zentralste Änderung schlägt die Alterssicherungskommission eine umfassenden Rentenkürzung 

in Form höherer Altersgrenzen und eingeschränkte Zugänge in vorgezogene Altersrenten vor. 

1) Die Regelaltersgrenze soll ab 2032 über das 67. Lebensjahr hinaus erhöht werden. 
2) Die Rente für besonders langjährig Versicherte (früherer abschlagsfreier   

  Rentenbeginn bei 45 Beitragsjahren) soll abgeschafft werden. 

3) Die Altersgrenze für den früheren Rentenbeginn mit Abschlägen soll vom 63. auf das  
  64. Lebensjahr erhöht und ab 2032 mit der Regelaltersgrenze immer weiter   

  angehoben werden. 

4) Die Anhebung der Regelaltersgrenze soll automatisch anhand der Lebenserwartung  

  erfolgen. Diese Anhebung soll regelmäßig überprüft werden. 

Um negative Auswirkungen auf vulnerable Gruppen, die es nicht schaffen bis zur Regelaltersgrenze 

zu arbeiten, abzuwenden, schlägt die Kommission eine neue Altersrente für Personen vor, die ihren 

langjährig ausgebübten Beruf nicht mehr ausüben können.  

Die mit der Anhebung der Regelaltersgrenze verbundenen Vorschläge sind eine massive Renten-

kürzung. Dabei fällt die Kürzung je nach individueller Situation sehr unterschiedlich aus. Wer gesund 

ist und einen gut bezahlten Arbeitsplatz hat und länger arbeiten kann und will, bekäme sogar eine 
höhere Rente. Denn sie/er würde länger einzahlen und gleichzeitig wäre der Rentenwert etwas 

höher, da weniger Leute in Rente gehen dürfen. Verlieren würden alle, die vor dem 64. Lebensjahr 

arbeitslos werden und nun einfach länger auf eine Rente mit Abschlag warten müssen. Verlieren 

würden auch jene, die mindestens 45 Jahre, zumeist sogar 47 und mehr Jahre gearbeitet und 

Beiträge gezahlt haben.  

Dabei ist zu bedenken: höhere Altersgrenzen gelten immer insbesondere für die heute jungen 

Menschen. So würde nach den Aussagen der ASK die Regelaltersgrenze für den Jahrgang 2004 bei 
69 Jahren liegen. Ein vorzeitiger Rentenbeginn mit Abschlägen wäre erst ab dem 66. Geburtstag 

möglich – später als die abschlagsfreie Regelaltersgrenze für alle vor 1958 geborenen.  

Es kann nicht oft genug betont werden: Aktuell steigt die Regelaltersgrenze schneller als die 
Lebenserwartung. Das heißt der Jahrgang 1964 wird voraussichtlich – in Jahren gemessen – kürzer 

Rente beziehen als frühere Jahrgänge. Auch gemessen am Anstieg des durchschnittlichen 

Rentenbeginns ist die Lebenserwartung seit 2000 langsamer gestiegen – dies zeigt die Abbildung 

„Mittlere erwartete Bezugsdauer bei Rentenbeginn“. Wird nun der früheste Rentenbeginn um ein 
Jahr angehoben, die sogenannte 45er-Rente abgeschafft und die Regelaltersgrenze über 67 hinaus 

angehoben, setzt sich der Trend auch in den 2030er Jahren fort. Am Ende werden die jüngeren 

Generationen deutlich länger arbeiten müssen und dafür deutlich kürzer Rente beziehen als die 

jetzigen Rentner*innen. 
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Das kann keine gerechte Lösung sein. So empfinden es auch die jungen Menschen: Laut DGB 

Sozialstaatsradar 2026 wollen die Beschäftigten nicht, dass das Rentenalter weiter angehoben wird – dies 

sehen gerade auch junge Menschen so (https://www.dgb.de/gerechtigkeit/sozialstaat/sozialstaatsradar/). 

Sinkendes Rentenniveau und Kapitalrente – mehr Leistung oder mehr 
Unsicherheit 

Zweites Kernstück der Reformvorschläge ist die weitere und stärkere Kürzung des Rentenniveaus – 

genauer: des umlagefinanzierten Niveaus – und die Etablierung einer verpflichtenden kapital-

gedeckten Rente, der sogenannten Kapitalrente, in der gesetzlichen Rentenversicherung als direkter 

Ausgleich eines sinkenden Rentenniveaus im umlagefinanzierten System und als künftiger Teil des 
„offiziellen“ Rentenniveaus. Das dann „neue Rentenniveau“ ist noch komplizierter und mit dem 

bisherigen Rentenniveau weder quantitativ noch qualitativ vergleichbar. Trotzdem macht die ASK 

eine „Vorher-nachher“-Darstellung. Damit überblendet sie aber – angesichts des Sachverstands der 
Mitglieder wohl bewusst – die faktischen Leistungskürzungen, die sich hinter dem offiziellen 

Versprechen, das Rentenniveau würde so bei 48 Prozent stabilisiert und mittelfristig sogar auf über 

50 Prozent steigen, verbergen. 

Quelle: DGB; eigene Berechnung. Daten aus Kohortensterbetafel 2022/2023 von Destatis, 

Varianten V1 und V2 gewichtet gemittelt. Mittlere fernere Lebenserwartung im Alter 63 bei 

Altersrenten bzw. im Alter 52 bei Erwerbsminderungsrenten jeweils im Vergleich zum 

durchschnittlichen Zugangsalter für diese Rentenarten. 

https://www.dgb.de/gerechtigkeit/sozialstaat/sozialstaatsradar/
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Die Gründe, warum die Leistungen und das Niveau nach dem Reformvorschlag nicht mit dem vor 

dem Reformvorschlag vergleichbar sind, sind vielfältig und in sich komplex.  

1) Die Umlagerente finanziert aus dem Beitrag nicht nur Altersrenten, sondern 

a. den sozialen Ausgleich (Kindererziehungszeiten, Grundrentenzuschläge etc.),  

b. Renten bei Erwerbsminderung,  
c. Renten an Hinterbliebene (Witwen-/Witwer-, Waisen- und Erziehungsrenten), 

d. Leistungen zur Teilhabe und Rehabilitation,  

e. Zuschüsse zur Krankenversicherung,  
f. und die jährliche Rentenerhöhung. 

 

2) Bei der Kapitalrente gilt:  
a. Der zusätzliche verpflichtende Beitrag von 2 Prozent ermöglicht höhere Rentenzahlung zu 

 Rentenbeginn. 

b. Der Kapitalstock und damit die Rente schwankt erheblich mit der Verzinsung.  

c. Es wird nur ein geringer Anstieg der Lebenserwartung unterstellt (V1 von Destatis). 
d. Der Zins in der Verrentungsphase wird mit 0,9 Prozent niedrig angesetzt. 
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Berücksichtig man diese unter 1) a. bis f. genannten vielfältigen Leistungen sowie verschiedene 

Annahmen zur Kapitalrente, zeigt sich ein gänzlich anderes Bild bezüglich der Wirkung der 

Kapitalrente. Würden diese Punkte bei der Berechnung der Kapitalrente berücksichtigt, läge diese 

bei Rentenbeginn nicht einmal halb so hoch, wie in den Modellrechnungen der ASK ausgewiesen. 
Dann würde die Kapitalrente zum Rentenniveau im Jahr 2050 nur noch zwischen 0,7 Prozent-

punkten (minimale Verzinsung, und hohe Lebenserwartung) bis maximal 4 Prozentpunkte 

(maximale Verzinsung und geringe Lebenserwartung) beitragen. Das Rentenniveau läge dann bei 47 
bis 50 Prozent. Im Mittel ergäbe sich ein Niveauaufschlag von etwa 1,5 Prozentpunkten und damit 

ein Niveau von 47,5 Prozent. 

Rechentricks beim Rentenniveau 

Zu beachten ist dabei, dass das neue Rentenniveau inklusive Kapitalrente nicht mit dem alten 

Niveau gleichzusetzen ist. Denn der Beitrag zur Kapitalrente geht in die Berechnung ein, so dass das 

ausgewiesene Rentenniveau um etwa 0,6 Prozentpunkte höher liegt – bei gleichem Niveau ist die 

ausgezahlte Rente also bei neuem Niveau geringer. Dieser Trick ermöglicht zusammen mit der in 

den Annahmen der ASK überbewerteten Kapitalrente, dass das Niveau so früh rechnerisch auf über 

48 Prozent steigt.  

Das ist weder angemessen noch transparent. Denn die individuelle Vorsorge in der Kapitalrente wird 

den Bestandsrentner*innen zugerechnet, obwohl diese nichts davon haben. Die von der 
Kommission herangezogene Begründung für die Einführung der Kapitalrente lautet ja, dass damit 

jede Generation für sich vorsorgen würde – dahingestellt, ob dem wirklich so ist. Aber wieso soll die 

Rente der Rentner*innen im Bestand langsamer steigen, wenn die junge Generation für sich selbst 

mehr vorsorgt, ohne davon etwas an die Rentner*innen abzugeben? Wer Reformen im Namen der 

Generationengerechtigkeit anführt, muss das in beide Richtungen gleichermaßen gelten lassen. 

Individuelle Kapitalrente ist nicht ideal 

Ein echter Webfehler ist, dass die Kapitalrente als individuelles Konto geführt werden soll. Damit 

ergeben sich, abhängig von der Erwerbs- und Rentenphase, schwankende Verzinsungen und 
Renten, da kein Ausgleich und kein Puffer über alle Generationen erfolgt. Auch zwingt diese Logik 

der privaten Rentenversicherung zur Absicherung, beispielswiese durch Lebenszyklusmodelle oder 

vorsichtige Annahmen zur Verzinsung. Das selbst gesetzte Ziel der garantiefreien, weil rendite-

trächtigeren Anlage wird damit konterkariert.  

Damit kommen wir auch zu einem zweiten Webfehler: Mit der Betriebsrente besteht bereits ein 

System der Kapitaldeckung, welches auf kollektive Gestaltung setzt und beispielsweise mit den 

Sozialpartnermodellen den Weg der Kapitalrente sehr viel konsequenter, besser und ausgewogener 

geht.  

Ergänzen solche kollektiven Betriebsrenten eine gesetzliche Umlagerente mit einem Niveau von 48, 

besser 53 Prozent, ist nicht nur eine sichere Versorgung durch die gesetzliche Rente gewährleistet, 
sondern insgesamt ein Versorgungsniveau möglich, wie die ASK es empfiehlt: mindestens 

70 Prozent Nettoersatzrate. Dies ist auch der alternative Vorschlag der Rentenkommission des DGB.  
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Nur so lässt sich eine gute Alterssicherung dauerhaft verlässlich sichern. Auch die damit 

verbundenen Kosten sind absolut darstellbar. 

Erwerbstätigenversicherung 

Die ASK hat sich auch zur Erwerbstätigenversicherung geäußert. Über die Formulierung eines 

Idealbilds hinaus schlagen sie vor, dass künftig alle neuen nicht bereits obligatorisch abgesicherten 
Selbstständigen gesetzlich rentenversicherungspflichtig werden sollen. Bereits jetzt selbstständig 

Tätige sollen auch einbezogen werden, dürfen sich jedoch ohne Bedingungen dagegen entscheiden. 

Außerdem sollen alle Abgeordneten sowie die Vorstandsmitglieder von Aktiengesellschaften 

rentenversichert werden. Diese Schritte sind ausdrücklich zu begrüßen.  

Minijobs abschaffen 

Wahrlich unerwartet schlägt die ASK vor, die Minijobs abzuschaffen – mit einer Ausnahme für 

Schüler*innen. Dieser Schritt ist aus vielerlei Gründen zu begrüßen. Sollte er tatsächlich so 

kommen, muss er aber durch begleitende Maßnahmen flankiert werden. Einerseits muss es einen 
gewissen Bestandsschutz für alle aktuellen Minijobbenden geben, da viele von diesen auf das 

Einkommen angewiesen sind und bei weitem nicht alle mehr Stunden arbeiten können oder dürfen.  

Außerdem könnte die Belastung der Beschäftigten durch zwei Maßnahmen gemindert werden, die 
jeweils für sich oder gemeinsam eingeführt werden könnten. So könnte man einführen, dass 

Arbeitgeber den Sozialbeitrag bei geringem Lohn allein tragen und erst mit steigendem Einkommen 

die Beschäftigten einen bis zur Parität aufwachsenden Anteil übernehmen. Als weitere Maßnahme 
könnte der Bund gezahlte Sozialbeiträge bis zu einem bestimmten Betrag über Steuern erstatten. 

Damit würden Menschen mit geringem Lohn die Sozialbeiträge real nicht oder nur teilweise tragen. 

Personen mit höherem Einkommen tragen die Beiträge schon heute nicht vollständig, da sie diese bei 

der Steuer absetzen und damit teilweise erstattet bekommen – bei sehr hohem Einkommen ist dies 
fast die Hälfte. Wer jedoch keine oder wenig Steuern zahlt, trägt die Beiträge voll allein. Hier würde ein 

Sozialversicherungs-Entlastungsbetrag, wie geschildert, zielgenau niedrige Einkommen und Eltern mit 

Kindern unterstützen (https://www.diw.de/sixcms/detail.php?id=diw_01.c.581263.de). 

DGB-Rentenkommission legt Alternative vor 

Die Rentenkommission des DGB hat ebenfalls einen Reformvorschlag erarbeitet 

(https://www.dgb.de/rentenkommission/). Zentrale Forderungen sind hier eine Stärkung der 

gesetzlichen und betrieblichen Altersvorsorge. Das Ergebnis wäre ein verlässliches und flächen-
deckendes Alterssicherungssystem, welches systematisch ein Versorgungsniveau von 70 bis 

90 Prozent des Nettolohns aus dem Erwerbsleben sichert. Dazu muss das gesetzliche Rentenniveau 

dauerhaft stabilisiert und perspektivisch auf 53 Prozent angehoben werden. Zusätzlich sind 

Arbeitgeber zu verpflichten, allen Beschäftigten eine Betriebsrente zuzusagen, in die die Arbeitgeber 
2 Prozent des Lohns, aber wenigstens 988 Euro im Jahr einzahlen müssen. Dazu ist auf qualitativ 

hochwertige Betriebsrenten zu setzen, indem die Arbeitgeber nur ein tarifvertraglich 

ausgehandeltes Modell anwenden dürfen.  

https://www.diw.de/sixcms/detail.php?id=diw_01.c.581263.de
https://www.dgb.de/rentenkommission/
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Das so gestärkte Alterssicherungssystem ist auskömmlich zu finanzieren. Dazu sind neben höheren 

Beiträgen vor allem höhere Bundesmittel erforderlich. Diese müssen die nicht beitragsgedeckten 

Leistungen ausfinanzieren und einen Demografiezuschuss finanzieren. Die dazu notwendigen 

Steuermittel sind insbesondere durch eine höhere Besteuerung höchster Einkommen und 
Vermögen zu finanzieren. Alternativ könnten auch die genannten Steuermittel oder eine 

Vermögensabgabe in einen zu etablierenden Demografiefonds fließen, aus dessen Erträgen die 

gesetzliche Rentenversicherung kofinanziert werden könnte. 

Daneben schlägt die DGB Rentenkommission vor, den Übergang in die Rente besser abzusichern. 

Dazu sind für Menschen, die nicht oder nicht in Vollzeit bis zur Rente arbeiten können, verlässliche 

Brücken gebaut werden. Nur so können Übergänge gelingen. Aus dem gleichen Grund sind die 

weitere Anhebung des Rentenalters oder die Abschaffung der 45er-Rente abzulehnen. Zusätzlich 
sind Leistungen zur Teilhabe und Rehabilitation ebenso zu verbessern wie die Erwerbsminderungs-

rente.  

Eine gute Alterssicherung ist auch eine solidarische Alterssicherung. Daher sind Kindererziehungs-
zeiten wie auch Pflegezeiten vollwertig anzuerkennen. Auch Zeiten mit geringem Lohn sind 

aufzuwerten, sowohl durch einen Grundrentenzuschlag als auch für künftige Zeiten durch eine 

Mindestbeitragsbemessungsgrundlage. Gerade Frauen würden von diesen Maßnahmen profitieren, 
da sie immer noch den größten Teil der Sorgearbeit erledigen müssen und immer noch nicht 

genauso gut verdienen wie Männer. 


